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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zur Regelung von An- 
sprüchen aus Lebens- und Rentenversicherungen 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung des 
Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Justiz. 

Der Bundesrat hat in seiner 134. Sitzung am 17. Dezember 1954 
auf Grund des Artikels 76 Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, 
den Gesetzentwurf abzulehnen (Anlage 2). 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu der Ablehnung des Bun- 
desrates ist in Anlage 3 (dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blücher 


Drude Bonner Üniversitäts-Budidruckerei Gebr. Sdieur, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger. Bad Godeaberg, Rheinallee 20, 



Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Regelung von Ansprüchen aus Lebens- 
und Rentenversicherungen 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Versicherungsunternehmen können wegen 
ihrer Verbindlichkeiten aus Lebens- und Ren- 
tenversicherungen, die nach den vor dem In- 
krafttreten des Währungsgesetzes in Geltung 
gewesenen Vorschriften in Reichsmark zu er- 
füllen gewesen wären, nur nach §§ 2 bis 5 in 
Anspruch genommen werden. 

§ 2 

Aus am 20. Juni 1948 noch laufenden Ver- 
sicherungen können Ansprüche nur geltend 
gemacht werden, wenn 

a) der Versicherungsnehmer am 20. Juni 
1948 oder zu einem späteren Zeitpunkt, 
spätestens aber am 31. Dezember 1952, 
seinen Wohnsitz oder dauernden Aufent- 
halt, Sitz oder Ort der Niederlassung im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes, im Saar- 
gebiet oder in einem Staat hatte, dessen 
Regierung die Bundesrepublik Deutsch- 
land anerkannt hat, 

oder 

b) nach dem 8. Mai 1945 Prämien im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes gezahlt wor- 
den sind und das Versicherungsverhältnis 
weder spätestens zum 20. Juni 1948 ge- 
kündigt war noch nach § 3 der Dritten 
Durchführungsverordnung zum Umstel- 
lungsgesetz (Versicherungsverordnung) als 
gekündigt gilt. 

Ist der Versicherungsfall eingetreten und steht 
der Anspruch aus der Versicherung nicht dem 


Versicherungsnehmer zu, so können die Ver- 
sicherungsunternehmen wegen ihrer Verbind- 
lichkeiten auch In Anspruch genommen wer- 
den, wenn nur der sonst aus der Versicherung 
Berechtigte (zum Beispiel der Bezugsberech- 
tigte, Abtretungsempfänger oder Erbe) die 
Voraussetzungen unter Budistabe a erfüllt, 
es sei denn, daß er den Anspruch aus der Ver- 
sicherung durch eine von dem Versicherungs- 
nehmer erst nach dem 8. Mai 1945 getroffene 
Verfügung unter Lebenden erworben hat. 
§ 3 der Versicherungsverordnung bleibt un- 
berührt. 

§ 3 

Ist der Versicherungsfall vor dem 21. Juni 
1948 eingetreten, so können Ansprüche nur 
geltend gemacht werden, wenn 

a) der Versicherungsnehmer entweder bei 
Eintritt des Versicherungsfalles oder zu 
einem der in § 2 Buchstabe a bezeichneten 
Zeitpunkte seinen Wohnsitz oder dauern- 
den Aufenthalt, Sitz oder Ort der Nie- 
derlassung im Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes, im Saargebiet oder in einem Staat 
hatte, dessen Regierung die Bundesrepu- 
blik Deutsdiland anerkannt hat, 

oder 

b) nach dem 8. Mai 1945 Prämien im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes gezahlt wor- 
den sind und bei Eintritt des Versiche- 
rungsfalles das Versicherungs Verhältnis 
weder gekündigt noch eine seit zwölf Mo- 
naten oder länger fällige Eolgeprämie un- 
bezahlt war. 

Steht der Anspruch aus der Versicherung 
nicht dem Versicherungsnehmer zu, so kön- 
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nen die Versldierungsunternehmen wegen 
Ihrer Verbindlichkeiten auch in Anspruch ge- 
nommen werden, wenn nur der sonst aus der 
Versicherung Berechtigte die Voraussetzungen 
unter Buchstabe a erfüllt, es sei denn, daß er 
den Anspruch aus der Versicherung durch 
eine von dem Versicherungsnehmer erst nach 
dem 8, Mai 1945 getroffene Verfügung unter 
Lebenden erworben hat. 

§ 4 

Die Voraussetzungen des § 2 Buchstabe a 
und des § 3 Buchstabe a hinsichtlich des 
Wohnsitzes oder dauernden Aufenthalts gel- 
ten auch als erfüllt, wenn der Berechtigte 
nach dem 31. Dezember 1952 im Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes seinen Wohnsitz oder 
dauernden Aufenthalt genommen hat oder 
nimmt 

a) als Heimkehrer nach den Vorschriften des 
Heimkehrergesetzes vom 19. Juni 1950 
(Bundesgesetzbl. I S. 221) in der Fassung 
des Gesetzes vom 30. Oktober 1951 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 875) 

oder 

b) als Vertriebener (Aussiedler) gemäß § 1 
Abs. 2 Nr. 3 des Bundesvertriebenenge- 
setzes vom 19. Mai 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 201) Innerhalb von sechs Monaten nach 
der Aussiedlung 

oder 

c) unter den In § 3 des Bundesvertriebenen- 
gesetzes genannten Voraussetzungen (So- 
wjetzonenflüchtling). 

Das gleiche gilt, wenn der Berechtigte im 
Wege der Familienzusammenführung zu sei- 
nem Ehegatten oder als Minderjähriger zu 
seinen Eltern oder als hilfsbedürftiger Eltern- 
teil zu seinen Kindern gezogen ist, voraus- 
gesetzt, daß das Familienmitglied, zu dem der 
Zuzug erfolgt, seinen Wohnsitz oder dauern- 
den Aufenthaltsort bei Ablauf des 31. Dezem- 
ber 1952 im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
hatte oder daß Buchstabe a, b oder c auf 
dieses Familienmitglied zutrifft. 

§ 5 

(1) Stand der Anspruch aus der Versiche- 
rung bei Ablauf des 31. Dezember 1952 einer 
ehelichen Gütergemeinschaft oder einer Er- 
bengemeinschaft zu, so gelten die Vorausset- 
zungen des § 2 Buchstabe a und des § 3 Buch- 
stabe a als erfüllt, wenn sie mindestens in der 
Person eines Mitberechtigten gegeben sind. 


(2) Stand der Anspruch aus der Versiche- 
rung bei Ablauf des 31. Dezember 1952 einer 
sonstigen Gemeinschaft zur gesamten Hand 
zu, so gelten die Voraussetzungen des § 2 
Buchstabe a und des § 3 Buchstabe a als er- 
füllt, wenn sie entweder in der Person aller 
Mitberechtigten gegeben sind oder wenn die 
Gemeinschaft zur gesamten Hand bei Ablauf 
des 31. Dezember 1952 ihren Sitz oder Ort 
der Geschäftsleitung im Geltungsbereich die- 
ses Gesetzes, im Saargebiet oder in einem 
Staat hatte, dessen Regierung die Bundesre- 
publik Deutschland anerkannt hat. 

§ 6 

(1) Sind Verbindlichkeiten aus einem Ver- 
sicherungsverhältnis mit einem im Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes zugelassenen Versiche- 
rungsunternehmen auf ein Versicherungsun- 
ternehmen außerhalb des Geltungsbereichs 
dieses Gesetzes übertragen oder ist das Ver- 
sicherungsverhältnis durch einen Vertrag mit 
einem solchen Versicherungsunternehmen er- 
setzt worden, so gelten die Ansprüche gegen- 
über dem Im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
zugelassenen Versicherungsunternehmen wei- 
terhin mit Wirkung vom 21. Juni 1948 als 
erloschen. 

(2) Absatz 1 ist nicht anzuwenden, wenn 
Verbindlichkeiten auf ein Versicherungsun- 
ternehmen außerhalb des Geltungsbereichs 
dieses Gesetzes übertragen worden sind, An- 
sprüche gegen dieses Unternehmen aber von 
Personen deutscher Staatsangehörigkeit oder 
deutscher Volkszugehörigkeit infolge gegen 
sie gerichteter Vertreibungsmaßnahmen nicht 
geltend gemacht werden können. Auch wegen 
dieser Ansprüche können die Versicherungs- 
unternehmen nur nach §§ 2 bis 5 in An- 
spruch genommen werden. 

§ 7 

Ansprüche aus einem Versicherungsverhält- 
nis, das zu einem selbständigen ausländischen 
Bestand eines deutschen Versicherungsunter- 
nehmens mit Sitz oder Verwaltung im Gel- 
tungsbereich' dieses Gesetzes gehört, können, 
soweit sie nicht bereits nach § 6 als erloschen 
gelten, nicht geltend gemacht werden, es sei 
denn, daß 

a) mit dem beteiligten Staat zweiseitige Ver- 
einbarungen im Sinne des Artikels 23 des 
Abkommens über deutsche Auslandsschul- 
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den vom 27. Februar 1953 getroffen wor- 
den sind 
oder 

b) das Bundesaufsichtsamt für das Versiche- 
rungs- und Bausparwesen den Wegfall 
der Voraussetzungen für das Leistungs- 
verbot festgestellt und im Einvernehmen 
mit dem Schuldner der Ausgleichsforde- 
rungen die Erfüllung der Verbindlich- 
keiten gestattet hat. 

§ 8 

(1) Als zum inländischen Bestand eines 
deutschen Versicherungsunternehmens ge- 
hörig können Ansprüche aus solchen Ver- 
sicherungsverhältnissen geltend gemacht wer- 
den, die 

a) in einem nach dem 31. Dezember 1937 in 
das Deutsche Reich eingegliederten Ge- 
biet nach der Eingliederung begründet 
worden sind und auf Reichsmark lautende 
Ansprüche gegen ein der deutschen Ver- 
sicherungsaufsichtunterstehendes Versiche- 
rungsunternehmen gewährten 

oder 

b) in den unter Buchstabe a bezeichneten 
Gebieten vor deren Eingliederung be- 
gründet worden sind und zu einem selb- 
ständigen ausländischen Bestand gehörten, 
nach der Eingliederung aber auf Reichs- 
mark umgestellt wurden und Ansprüche 
gegen ein der deutschen Versicherungs- 
aufsicht unterstehendes Versicherungsun- 
ternehmen gewährten. 

Das gilt jedoch nur, wenn der Versicherungs- 
nehmer oder der sonst aus der Versicherung 
Berechtigte zu den in § 2 Buchstabe a und § 3 
Buchstabe a bezeichneten Zeitpunkten seinen 
Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt, Sitz 
oder Ort der Niederlassung im Geltungsbe- 
reich dieses Gesetzes hatte. Im übrigen blei- 
ben die §§ 2 bis 4 unberührt. 

(2) Niederlassungen ausländischer Versiche- 
rungsunternehmen im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes können wegen der in Absatz 1 
Buchstabe b bezeichneten Verbindlichkeiten 
nur in Anspruch genommen werden, wenn 
das Versicherungsverhältnis zum Bestand 
einer bereits vor dem 8. Mai 1945 im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes befindlidien Nie- 
derlassung gehörte. 

(3) Die in Absatz 1 bezeichneten Ver- 
sicherungsverhältnisse gelten ohne Rücksicht 


auf die Fälligkeit der nicht gezahlten Folge- 
prämien mit Wirkung vom 20. Juni 1948 als 
gekündigt. Irn übrigen bleibt § 3 der Ver- 
sicherungsverordnung unberührt, jedoch kön- 
nen Heimkehrer im Sinne des Heimkehrer- 
gesetzes noch innerhalb von sechs Monaten 
nach Inkrafttreten dieses 'Gesetzes verlangen, 
daß der Versicherungsvertrag gemäß § 3 
Abs. 5 der Versicherungsverordnung wieder 
in Kraft gesetzt wird. 

§ 9 

Die Bestimmungen der §§ 2 bis 8 gelten 
für Gruppenversicherungen sinngemäß. 

§ 10 

(1) Soweit Versicherungsunternehmen we- 
gen Verbindlichkeiten, die bisher in die Um- 
stellungsrechnung nicht einzustellen waren, 
auf Grund dieses Gesetzes mit Wirkung vom 
21. Juni 1948 in Anspruch genommen werden 
können, ist die Umstellungsrechnung zu be- 
richtigen. Die für die Zeit vor dem 1. April 
1955 geschuldeten Zinsen auf die den Ver- 
sicherungsunternehmen insoweit zustehenden 
Ausgleichsforderungen werden erst am 
1. April 1955 fällig. 

(2) Die Versicherungsunternehmen können 
in ihrer Umstellungsrechnung auch für die in 
Absatz 1 bezeichneten Verbindlichkeiten eine 
Rückstellung für Umstellungskosten elnset- 
zen. Die Vorschriften der Fünfundvierzigsten 
Durchführungsverordnung zum Umstellungs- 
gesetz gelten entsprechend. Die den Versiche- 
rungsunternehmen insoweit zustehende Son- 
derausgleichsforderung (§ 2 der Fünfundvier- 
zigsten Durchführungsverordnung zum Um- 
stellungsgesetz) ist jedoch erst vom 1. April 
1955 an zu verzinsen. § 1 Abs. 3 und § 4 
Abs. 3 der Fünfundvierzigsten Durchfüh- 
rungsverordnung zum Umstellungsgesetz 
sind nicht anzuwenden. 

§ 11 

Auf Verbindlichkeiten aus Renten- und 
Pensionsversicherungsverhältnissen, wegen de- 
ren Versicherungsunternehmen bisher nicht 
in Anspruch genommen werden konnten, 
nadi den §§ 2 bis 8 aber in Anspruch genom- 
men werden können, ist das Rentenaufbes- 
serungsgesetz in der Fassung vom 15. Fe- 
bruar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 118) mit 
Wirkung vom 1, April 1955 anzuwenden. 
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§ 12 

Ansprüche aus einem Versicherungsverhält- 
nis, die nach den aus Anlaß der Neuordnung 
des Geldwesens erlassenen Vorschriften als 
erloschen galten oder bis auf weiteres nicht 
geltend gemacht werden konnten, nach die- 
sem Gesetz aber geltend gemacht werden 
können, verjähren, soweit sie am 21. Juni 
1948 noch nicht verjährt waren, in dem Zeit- 
punkt, in dem die Verjährung vollendet wor- 
den wäre, wenn die Ansprüche hätten geltend 
gemacht werden können, jedoch nicht vor 
Ablauf von einem Jahr seit dem Inkraft- 
treten dieses Gesetzes; in den Fällen des § 4 
verjähren die Ansprüche nicht vor Ablauf 
von sechs Monaten nach dem Zeitpunkt der 
Begründung des Wohnsitzes oder dauernden 
Aufenthalts im Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes. 

§ 13 

(1) Die Rechtskraft einer gerichtlichen Ent- 
scheidung, durch die eine Klage auf Grund 
der aus Anlaß der Neuordnung des Geld- 
wesens erlassenen Vorschriften abgewiesen 
wurde, steht der Geltendmachung von An- 
sprüchen aus dem Versicherungsverhältnis 
nach Maßgabe dieses Gesetzes nicht entgegen. 
Diese Vorschrift ist auf Vergleiche ent- 
sprechend anzuwenden. 

(2) Wird ein beim Inkrafttreten dieses 
Gesetzes anhängiger Rechtsstreit infolge 
dieses Gesetzes für erledigt erklärt, so trägt 
jede Partei ihre außergerichtlichen Kosten 
und die Hälfte der gerichtlichen Auslagen. 
Die Gerichtsgebühren werden niedergeschla- 
gen. 

§ 14 

Die in § 12 bezeichneten Ansprüche werden 
nicht vor Ablauf von sechs Monaten nach 
Inkrafttreten dieses Gesetzes fällig. 

§ 15 

§ 9 der Ersten Verordnung (Anordnung) 
über die Lebens- und Rentenversicherung aus 
Anlaß der Neuordnung des Geldwesens vom 
5. Juli 1948 und die Zweite Verordnung (An- 
ordnung) über die Lebens- und Rentenver- 
sicherung aus Anlaß der Neuordnung des 
Geldwesens vom 27. Juli 1948 sowie die in 


den einzelnen Ländern an ihrer Stelle gelten- 
den Vorschriften werden mit Wirkung vom 
Tage ihres Inkrafttretens aufgehoben. 

§ 16 

Dieses Gesetz gilt gemäß § 13 Abs. 1 des 
Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) mit folgenden 
Maßgaben auA in Berlin (West): 

a) In § 2 und § 8 Abs. 3 tritt an die Stelle 
des 20. Juni 1948 der 24. Juni 1948, in 
§ 3, § 6 Abs. 1, § 10 Abs. 1 und § 12 
an die Stelle des 21. Juni 1948 der 
25. Juni 1948; 

b) an die Stelle der in § 2 Buchstabe b, § 2 
letzter Satz und § 8 Abs. 3 angeführten 
Vorschriften der Dritten Durchführungs- 
verordnung zum Umstellungsgesetz (Ver- 
sicherungsverordnung) treten die ent- 
sprechenden Vorschriften der Durchfüh- 
rungsbestimmung Nr. 4 zur Umstellungs- 
verordnung (Verordnungsblatt für Groß- 
Berlin 1948 Teil I S. 377); 

c) an die Stelle der in § 10 Abs. 2 angeführ- 
ten Vorschriften der Fünfundvierzigsten 
Durchführungsverordnung zum Umstel- 
lungsgesetz treten die entsprechenden 
Vorsdiriften der Durchführungsbestim- 
mung Nr. 10 zur Umstellungsergänzungs- 
verordnung; anstelle der in Artikel 1 
Abs. 1 dieser Durchführungsbestimmung 
genannten Beträge sind jedoch die Beträge 
des § 1 Abs. 1 der Fünfundvierzigsten 
Durchführungsverordnung zum Umstel- 
lungsgesetz maßgebend; 

d) soweit Versicherungsunternehmen auf 
Grund von in Berlin (West) geltenden 
Vorschriften über die Bestimmungen 
dieses Gesetzes hinaus wegen ihrer Ver- 
bindlichkeiten in Anspruch genommen 
werden können, behält es dabei sein Be- 
wenden. 

Die in § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungs- 
gesetzes bestimmte Frist braucht bei der 
Übernahme des Gesetzes durch das Land 
Berlin nicht eingehalten zu werden. 

§ 17 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 
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Begründung 


Die mit dem Zusammenbrudi des Deutsdien 
Reidies im Jahre 1945 eingetretene Auf- 
spaltung Deutsdilands in Besatzungszonen 
und die völlig verschiedenartige Entwicklung 
der Rechts- und Wirtschaftsordnung in den 
Westzonen einerseits und in der sowjetischen 
Besatzungszone andererseits warf auch auf 
dem Gebiet des Versicherungswesens eine 
Reihe schwieriger Probleme des interlokalen 
Privatrechts auf. Insbesondere ergab sich nach 
der Schließung der privaten Versicherungs- 
unternehmen in der sowjetischen Besatzungs- 
zone, der Enteignung ihrer dort belegenen 
Vermögenswerte und deren Übertragung auf 
die neu gegründeten staatlichen Monopol- 
anstalten die Notwendigkeit einer Abgren- 
zung der Versicherungsverhältnisse, die in 
den Bestand der westdeutschen Versicherer 
zu übernehmen waren. Da es zunächst an ge- 
setzlichen Vorschriften fehlte, suchte man 
entweder an den Sitz des Versicherers, den 
Erfüllungsort oder an nach dem wirklichen 
oder hypothetischen Parteiwillen zu unter- 
stellende Vertragsbestimmungen anzuknüpfen 
oder ging, wie eine Reihe von Gerichten es 
tat, von einer Spaltung des Vermögens der 
Versicherer in einen Ost- und einen West- 
bestand aus, um dann das Recht anzuwenden, 
das für den Bestand galt, dem das streitige 
Versicherungsverhältnis zugehörte. Im Zu- 
sammenhang mit der Währungsreform wurde 
das Problem schließlich geregät. § 24 Abs. 6 
des Umstellungsgesetzes bestimmte, daß alle 
Verbindlichkeiten der Versicherungsunter- 
nehmen erlöschen, die auf Grund eines außer- 
halb des Währungsgebiets ergangenen Ge- 
setzes einem anderen Unternehmen über- 
tragen worden sind. § 9 der Ersten Verord- 
nung (Anordnung) über die Lebens- und 
Rentenversicherung aus Anlaß der Neuord- 
nung des Geldwesens vom 5. Juli 1948 (Erste 
VOLRV), die von den Aufsichtsbehörden auf 
Grund der ihnen in § 8 Abs. 4 der Dritten 
DVO/UG (Versicherungsverordnung) erteil- 
ten Ermächtigung erlassen wurde, gab der 
Vorschrift des § 24 Abs. 6 UG zunächst die 
Auslegung, daß die Verbindlichkeiten der 
Versidierungsunternehmen als erloschen gel- 
ten sollen, wenn den Unternehmen der Wei- 
terbetrieb des Versicherungsgeschäfts in einem 
Gebiet von Deutschland nach dem Stande 
vom 31. Dezember 1937 außerhalb des Wäh- 
rungsgebiets untersagt oder unmöglich ge- 
macht worden ist und die Verbindlichkeiten 
für dieses Gebiet als ausstehend anzusehen 


sind. Die in § 9 der Ersten VOLRV vorbe- 
haltene nähere Regelung brachte die auf der- 
selben Rechtsgrundlage beruhende Zweite 
Verordnung (Anordnung) über die Lebens- 
und Rentenversicherung aus Anlaß der Neu- 
ordnung des Geldwesens vom 27. Juli 1948 
(Zweite VOLRV). Der Inhalt dieser Vor- 
schrift erschöpfte sich jedoch nicht darin, daß 
sie Ansprüche aus einem Versicherungsver- 
hältnis mit einem im Währungsgebiet zum 
Geschäftsbetrieb zugelassenen Versicherungs- 
unternehmen mit Wirkung vom 21. Juni 
1948 an als erloschen gelten ließ, wenn die 
Ansprüche gegen ein Versicherungsunterneh- 
men außerhalb des Währungsgebiets geltend 
gemacht werden konnten oder wenn das 
Versicherungsverhältnis durch einen Vertrag 
mit einem solchen Versicherungsunterneh- 
men ersetzt worden war — gedacht war hier 
in erster Linie an die Saarversicherungen 
deutscher Versicherungsunternehmen und die 
gemäß dem Befehl Nr. 247 der Sowjetischen 
Militäradministratlon bei den Monopol- 
anstalten der sowjetischen Besatzungszonen 
abgeschlossenen Anschlußversicherungen — ; 
die Verordnung ließ vielmehr darüber hin- 
aus die Verbindlichkeiten aus Versicherungs- 
verhältnissen als erloschen gelten, deren Ver- 
sicherungsnehmer am 20. Juni 1948 oder, 
wenn der Versicherungsfall vor diesem Tage 
eingetreten war, bei Eintritt des Versiche- 
rungsfalles ihren Wohnsitz in einem Gebiet 
von Deutschland nach dem Stande vom 
31. Dezember 1937 außerhalb des Währungs- 
gebiets hatten. Dieses sogenannte „Ausschluß- 
gebiet“ erstreckte sich danach auf die sowje- 
tische Besatzungszone, das polnisch verwaltete 
Gebiet, soweit es am 31. Dezember 1937 zum 
Deutschen Reich gehörte, die abgetrennten 
Teile Ostpreußens sowie das Saargebiet. Aus- 
nahmen von diesem Grundsatz kannte die 
Zweite VOLRV nur in sehr beschränktem 
Umfang. Sie ließ die Verbindlichkeiten be- 
stehen, wenn nach dem 8. Mai 1945 bis zu 
einem bestimmten Zeitpunkt Prämien im 
Währungsgebiet gezahlt worden waren, und 
bestimmte, daß es, wenn der Versicherungs- 
fall vor dem 20. Juni 1948 eingetreten war, 
zur Erhaltung der Ansprüche genügen sollte, 
wenn entweder der Versicherungsnehmer am 
20. Juni 1948 oder der sonst aus der Ver- 
sicherung Berechtigte bei Eintritt des Ver- 
sicherungsfalles oder am 20. Juni 1948 seinen 
Wohnsitz im Währungsgebiet hatte. Da der 
ausländische Versicherungsbestand der Ver- 
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sidierungsixnternehmen im 'Währungsgebiet 
infolge der ungeklärten staatsrechtlichen Ver- 
hältnisse nicht endgültig geregelt werden 
konnte, sah die Zweite VOLRV außerdem 
vor, daß Ansprüche aus Verträgen, die zu 
einem solchen Bestand gehören, bis auf wei- 
teres im Währungsgebiet nicht geltend ge- 
macht werden können (§ 4 der Zweiten 
VOLRV). Die Vorschrift wurde in der 
Praxis nicht nur angewandt, soweit ein Ver- 
sicherungsunternehmen vor dem 8. Mai 1945 
Im Ausland Zweigniederlassungen mit mehr 
oder minder großer Selbständigkeit unter- 
hielt, sondern auch dann, wenn Teile des 
deutschen Geschäfts durch die Macht der Ver- 
hältnisse in den nach dem 31. Dezember 1937 
vorübergehend In das Deutsche Reich ein- 
gegliederten Gebieten nach dem Zusammen- 
bruch wieder verselbständigt worden waren, 
d. h. das Vermögen der Versicherungsunter- 
nehmen in diesen Gebieten beschlagnahmt, 
ihre weitere Gesdiäftstätlgkeit verboten und 
ein Verwalter eingesetzt worden war. Damit 
wurde es insbesondere der großen Masse der 
Sudetendeutschen verwehrt, Ihre Ansprüche 
aus Versicherungsverträgen mit den Ver- 
sicherungsunternehmen im Währungsgebiet 
geltend zu machen. 

Gegen die Rechtsgültigkeit der Zweiten 
VOLRV wurden In der Folgezeit Bedenken 
Insofern geltend gemacht, als die in ihr ent- 
haltene Regelung von der Grundvorschrift 
des § 24 Abs. 6 UG abwich. § 24 Abs. 6 UG 
ließ nur solche Verbindlichkeiten erlöschen, 
die auf Grund eines außerhalb des Währungs- 
gebiets ergangenen Gesetzes einem anderen 
Unternehmen übertragen worden waren, 
setzte also voraus, daß der Berechtigte eine 
Forderung gegen ein anderes Unternehmen, 
insbesondere eine Monopolanstalt der Ost- 
zone, erlangt hatte. Das ist aber gerade auf 
dem Gebiet der Lebens- und Rentenversiche- 
rung nicht ohne weiteres der Fall. Vielmehr 
bedurfte es nach dem bereits erwähnten Be- 
fehl Nr. 247 der SMA eines besonderen An- 
trags auf Erneuerung des alten Vertrages 
durch eine sogenannte Anschlußversicherung. 
Wurde ein solcher Antrag nicht gestellt, so 
fehlte es an der Übertragung der Verbind- 
lichkeit Im Sinne des § 24 Abs. 6 UG mit der 
Folge, daß diese In den Westzonen nicht er- 
losdi. Ob § 8 Abs. 4 der Versicherungs Ver- 
ordnung, -der die Aufsichtsbehörden ermäch- 
tigte, weitere Vorschriften zu erlassen, sofern 
sie es zur Wahrung der Interessen der Ver- 
sicherungsnehmer für erforderlich hielten, 
eine ausreichende Rechtsgrundlage für die 


über den Rahmen des § 24 Abs. 6 UG hin- 
ausgehende Anordnung des Erlöschens von 
Verbindlichkeiten aus Versicherungsverträgen 
auch In anderen Fällen abgab, ist zweifelhaft, 
selbst wenn man anerkennt, daß diese Vor- 
schrift nicht ausreichte, um das gesamte Pro- 
blem der Ostversicherungen befriedigend zu 
regeln. Die Kritik an der Zweiten VOLRV 
ist daher trotz der überwiegenden Anerken- 
nung ihrer Rechtsgültigkeit durch die Ge- 
richte (vgl. insbesondere die Entscheidung des 
Bundesgerichtshofs vom 13. Mai 1953, Ver- 
sicherungsrecht 1953 S. 250) nicht verstummt. 

In der Praxis führte die Anwendung der 
Zweiten VOLRV zu großen Flärten für alle 
diejenigen Ostversicherten, die ihren Wohn- 
sitz erst nach dem 20. Juni 1948 in die West- 
zonen verlegten. Sie blieben mit ihren An- 
sprüchen grundsätzlich ausgeschlossen. Wenn 
auch die Versicherungsunternehmen mit Bil- 
ligung der Aufsichtsbehörden und der Län- 
der durch die sogenannten Königsteiner Be- 
schlüsse die Möglichkeit schufen, in Fällen, In 
denen Kriegsgefangene, Vermißte oder In- 
ternierte erst nach dem 20. Juni 1948 zurück- 
kehrten oder Versicherungsnehmer und sonst 
Berechtigte, aus der sowjetischen Besatzungs- 
zone und den Gebieten östlich der Oder- 
Neisse-LInie nachweislich an der später er- 
folgten Übersiedlung vor dem 20. Juni 1948 
gehindert worden waren, Verbindlichkeiten 
über den Wortlaut der Zweiten VOLRV 
hinaus anzuerkennen, so versagte diese nur 
für den Einzelfall gedachte Flilfsmaßnahme, 
als infolge der Entwicklung in der sowjeti- 
schen Besatzungszone Hunderttausende von 
Einwohnern dieser Zone in das Bundesgebiet 
kamen. Es zeigte sich, daß die Annahme, im 
Zeitpunkt der Währungsreform sei die Ost- 
West-Wanderung im wesentlichen abgeschlos- 
sen gewesen. Irrig war. Der Wunsch nach 
einer Anpassung der Zweiten VOLRV an 
die Verhältnisse, die sich nach dem 20. Juni 
1948 ergeben hatten, wurde immer lauter 
und insbesondere auch dadurch unterstützt, 
daß eine Reihe von Bundesgesetzen auf an- 
deren Gebieten (vgl. z. B. das Gesetz über die 
Angelegenheiten der Vertriebenen und 
Flüchtlinge vom 19. Mai 1953 — Bundes- 
gesetzbl. I S. 201 — ; das Gesetz über einen 
Währungsausgleich für Sparguthaben Ver- 
triebener vom 27. März 1952 — Bundes- 
gesetzbl. I S. 213 — ; das Umstellungsergän- 
zungsgesetz vom 21. September 1953 - — 
Bundesgesetzbl. I S. 1439 — ; das Gesetz zur 
Regelung der Rechtsverhältnisse der unter 
Art. 131 des Grundgesetzes fallenden Per- 



sonen vom 11. Mai 1951 i. d. F. vom 1. Sep- 
tember 1953 — Bundesgesetzbl. I S. 1287 — ) 
für die Erhaltung bestimmter Rechte auf den 
Wohnsitz oder Aufenthalt des Berechtigten 
an einem nach dem 20. Juni 1948 liegenden 
Stichtag abgestellt haben. 

Erhebliche Nachteile brachte die Regelung 
der Zv^eiten VOLRV auch für diejenigen 
Saarversicherten mit sich, deren Verträge 
nicht auf andere Versicherungsunternehmen 
außerhalb des Währungsgebiets übertragen 
worden waren. Das saarländische Geschäft 
deutscher Versicherungsunternehmen, denen 
die Fortführung der Geschäftstätigkeit im 
Saargebiet untersagt wurde, ist durch die 
Verfügungen Nr. 28, 34 und 35 des Gouver- 
neurs des Saarlandes vom 28. Oktober/ 
13. November 1947 (Amtsblatt des Saar- 
landes S. 533 und 575) In Verbindung mit 
der Anordnung Nr. 49 — 44 des Fiohen Kom- 
missars des Saarlandes vom 27. Oktober 1949 
(Amtsbl. des Saarlandes vom 5. November 
1949 Nr. 76 [F]) zwar grundsätzlich auf Un- 
ternehmen übertragen worden, die im Saar- 
gebiet zum Geschäftsbetrieb zugelassen 
waren, so daß die Ansprüche gegen die Ver- 
Isicherungsunternehmen im Währungsgebiet 
nach § 3 der Zweiten VOLRV als erloschen 
gelten. Das trifft jedoch auf die in der Ver- 
fügung Nr. 34 nicht ausdrücklich genannten 
Versicherungsunternehmen und Pensionskas- 
sen nicht zu, da diese sich auf Lebens- und 
Rentenversicherungen beziehende Verfügung 
keine Generalklausel enthält wie die die 
Sach- und Personenversicherungen betref- 
fende Verfügung Nr. 33. Die Versicherungs- 
nehmer einer Reihe von Pensionskassen Im 
Währungsgebiet, die ihren Wohnsitz im 
Saargebiet beibehalten haben, können somit, 
da die §§ 1 und 2 der Zweiten VOLRV das 
Saargebiet zum Ausschlußgebiet rechnen, An- 
sprüche weder gegen ein französisches oder 
saarländisches noch gegen das deutsche Ver- 
sicherungsunternehmen geltend machen. 

In der gleichen ungünstigen Lage befinden 
sich die Vertriebenen aus den Ostgebieten, 
die nach dem 31. Dezember 1937 in das 
Deutsche Reich eingegliedert worden waren. 
Soweit die Verbindlichkeiten aus ihren mit 
Versicherungsunternehmen im Währungsge- 
biet abgeschlossenen oder In deren inländi- 
schen Bestand übernommenen Verträgen 
durch Gesetz außerhalb des Währungsgebiets 
auf ausländische Versicherungsunternehmen 
übertragen worden sind, wie z. B. in der 
tschechoslowakischen Republik, können sie 
diese Ansprüche nicht geltend machen, da 


der ausländische Staat Im Zusammenhang mit 
der Vertreibung regelmäßig das gesamte 
Vermögen der Vertriebenen zu seinen Gun- 
sten enteignet hat. Die Geltendmachung von 
Ansprüchen gegen die deutschen Versiche- 
rungsunternehmen Im Währungsgebiet wird 
ihnen infolge der bereits erwähnten Aus- 
legung des § 4 der Zweiten VOLRV ver- 
wehrt. Auch gegen diese Regelung sind Be- 
denken rechtlicher Art erhoben worden, die 
sich vor allem gegen die sogenannte „Ab- 
spaltungstheorie“ richten, nach der die Ver- 
»sicherungsbestände der deutschen Versiche- 
rungsunternehmen In den eingegliederten 
und später wieder verlorengegangenen Ge- 
bieten durch die Macht der tatsächlichen Ver- 
hältnisse zu ausländischen Beständen gewor- 
den sein sollen. 

Eine Neuregelung der durch die Zweite 
VOLRV betroffenen Rechtsbeziehungen er- 
scheint unter diesen Umständen geboten. Sie 
kann, nachdem die den Versidierungsauf- 
sichtsbehörden in § 8 Abs, 4 der Versiche- 
rungsverordnung erteilte Ermächtigung durch 
§ 6 I g des Gesetzes über den Erlaß von 
Rechtsverordnungen auf dem Gebiet der 
Neuordnung des Geldwesens und über die 
Neufestsetzung des Nennkapitals von Geld- 
instituten in der Form der Kapitalgesell- 
schaften vom 21. April 1953 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 127) ersatzlos aufgehoben wor- 
den ist, nur durch Bundesgesetz erfolgen. Die 
Zuständigkeit des Bundes zur Gesetzgebung 
ergibt sidi aus Art. 73 Nr. 4 und Art. 74 
Nr. 11 des Grundgesetzes. 

Der Entwurf will die sich aus der Teilung 
Deutschlands ergebenden besonderen Pro- 
bleme für die vor der Währungsreform ab- 
geschlossenen Lebens- und Rentenversiche- 
rungen in ihrer Gesamtheit neu ordnen; er 
sieht daher von einer bloßen Änderung ein- 
zelner Vorschriften der Zweiten VOLRV ab. 
Diese soll vielmehr mit Wirkung vom Tage 
ihres Inkrafttretens aufgehoben werden. Der 
Entwurf bezweckt jedoch keine Änderung 
der grundlegenden Vorschriften des Umstel- 
lungsrechts. Er läßt sowohl die Versiche- 
rungsverordnung wie insbesondere auch die 
23. DVO/UG unberührt und betrifft dem- 
gemäß nur die Verbindlichkeiten von Ver- 
sicherungsunternehmen, deren Sitz oder 
Hauptverwaltung sich am 21. Juni 1948 im 
Währungsgebiet befand. 

Ein Erlöschen der Ansprüche aus Versiche- 
rungsverträgen ist nur noch insoweit vor- 
gesehen, als die Voraussetzungen des § 24 
Abs. 6 UG tatsächlich gegeben sind, d. h. in- 
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soweit, als die Verbindlichkeiten auf Grund 
eines außerhalb des Währungsgebiets ergan- 
genen Gesetzes einem anderen Unternehmen 
übertragen worden sind oder das Versiche- 
rungsverhältnis durch einen Vertrag mit 
einem solchen Unternehmen ersetzt worden 
ist. Im übrigen bleiben die Verbindlichkeiten 
der Versicherungsunternehmen grundsätzlich 
bestehen; lediglich ihre Geltendmachung un- 
terliegt gewissen Beschränkungen, Sie kön- 
nen, von Ausnahmen abgesehen, nicht gel- 
tend gemacht werden, wenn der Versiche- 
rungsnehmer seinen Wohnsitz oder Aufent- 
halt, Sitz oder Ort der Niederlassung am 
20. Juni 1948 oder zu einem späteren Zeit- 
punkt, spätestens aber am 31. Dezember 1952 
nicht im Geltungsbereich des Gesetzes, im 
Saargebiet oder in einem Staate hatte, dessen 
Regierung die Bundesrepublik Deutschland 
anerkannt hat. 

Mit dieser Regelung wird zum Ausdruck ge- 
bracht, daß es sich bei den aufrechterhaltenen 
Beschränkungen lediglich um Maßnahmen 
handelt, die durch die zur Zeit noch beste- 
henden staats- und völkerrechtlichen Ver- 
hältnisse Deutschlands erforderlich sind, 
nicht aber um eine endgültige Entziehung 
der gegen die Versicherungsunternehmen be- 
stehenden Ansprüche. Das Maß der Beschrän- 
kungen ist so eng gehalten, wie es nach Lage 
der Dinge möglich erscheint und läßt eine 
Inanspruchnahme der Versicherungsunter- 
nehmen in einem gegenüber dem bisherigen 
Rechtszustand erheblich erweiterten Umfang 
zu. Dabei waren zwei Gesichtspunkte maß- 
gebend: Der Berechtigte soll nur in dem Um- 
fang an der Geltendmachung seiner An- 
sprüche gehindert werden, als die Gefahr be- 
steht, daß ihm die Leistung des Versiche- 
rungsunternehmens nicht zugute kommen 
würde. Diese Möglichkeit ist in der sowjeti- 
schen Besatzungszone infolge der dort gel- 
tenden Gesetze vorhanden. Andererseits muß 
eine Belastung von Bund und Ländern durch 
Ausgleichsforderungen für Verbindlichkeiten 
der Versicherungsunternehmen gegenüber 
solchen Personen vermieden werden, die 
ihren Wohnsitz noch in der sowjetischen Be- 
satzungszone haben, da es im Hinblick auf 
die dort erfolgte Enteignung des Vermögens 
der privaten Versicherungsunternehmen nicht 
gerechtfertigt wäre, wenn auf diese Weise die 
Behörden der sowjetischen Besatzungszone 
auch noch von den Verpflichtungen gegen- 
über den in ihrem Machtbereich ansässigen 
Versicherungsnehmern befreit würden. Der 
Entwurf beschränkt das Recht zur Geltend- 


machung von Ansprüchen, soweit diese Per- 
sonen mit Wohnsitz oder Aufenthalt, Sitz 
oder Ort der Niederlassung im Ausland zu- 
stehen, auf die Einwohner derjenigen Staa- 
ten, deren Regierung die Bundesrepublik 
Deutschland anerkannt hat. Dabei wird, 
ebenso wie bei der entsprechenden Regelung 
des Umstellungsergänzungsgesetzes und des 
Entwurfs eines Gesetzes zu § 4 Abs. 4 des 
Altsparergesetzes, nicht so sehr auf den for- 
malen Vorgang der Aufnahme uneinge- 
schränkter diplomatischer Beziehungen ab- 
zustellen sein als auf die tatsächliche Bereit- 
schaft der betreffenden Regierung zur Auf- 
nahme und Aufrechterhaltung geordneter 
zwischenstaatlicher Beziehungen zur Bundes- 
republik, so daß auch Staaten wie Österreich, 
Israel und Finnland berücksichtigt werden 
können, die bisher aus rechtlichen oder tat- 
sächlichen Gründen diplomatische Beziehun- 
gen zur Bundesrepublik noch nicht aufneh- 
men konnten. 

Wenn der Entwurf im Gegensatz zu der Re- 
gelung der Zweiten VOLRV auch den Wohn- 
sitz, Aufenthalt, Sitz oder Ort der Nieder- 
lassung im Saargebiet zur Geltendmachung 
der Ansprüche aus dem Versicherungsver- 
trag genügen läßt, so war dafür die Erwä- 
gung maßgebend, daß die Regelung der deut- 
schen Versicherungsbestände im Saargebiet 
durch die bereits erwähnten Verfügungen 
der französischen Behörden nicht zu ver- 
gleichen ist mit den Enteignungsmaßnahmen 
der sowjetischen Besatzungsmacht und der 
Sowjetzonenbehörden. Im übrigen kann, da 
es sich bei den hier allein noch in Betracht 
kommenden wenigen Pensionskassen um Ver- 
sicherungsunternehmen handelt, die ihre Mit- 
tel weitgehend in den hinter ihnen stehen- 
den, in der Bundesrepublik befindlichen Be- 
trieben angelegt haben, davon ausgegangen 
werden, daß sie nennenswerte Vermögens- 
anlagen im Saargebiet nicht gehabt haben. 
Die Gründe für die hinsichtlidi der sowjeti- 
schen Besatzungszonen getroffene Regelung, 
nämlich ider Verlust erheblicher Vermögens- 
werte der Versicherungsunternehmen, liegen 
danach hier nicht vor. 

Die dritte wesentliche Änderung, die der 
Entwurf gegenüber dem bisherigen Rechts- 
zustand bringt, betrifft die Behandlung der 
Versicherungsbestände aus den nach dem 
31. Dezember 1937 in das Deutsche Reich 
eingegliederten Gebieten, wobei den sudeten- 
deutschen Versicherungen eine besondere Be- 
deutung zukommt. Der Entwurf geht davon 
aus, daß die Verbindlichkeiten aus diesen 
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Versicherungen trotz deren formeller Über- 
tragung auf ausländische Versicherungsunter- 
nehmen nicht gemäß § 24 Abs. 6 UG als 
erloschen gelten können, wenn den Berechtig- 
ten die Geltendmachung ihrer Ansprüche ge- 
gen die ausländischen Unternehmen dadurch 
unmöglich gemacht worden ist, daß sie als 
deutsche Staatsangehörige oder deutsche 
Volkszugehörige vertrieben und im Zusam- 
menhang hiermit ihre gesamten Vermögens- 
werte einschließlich der Versicherungs- 
ansprüche enteignet wurdem Übertragung 
der Verbindlichkeiten, Vertreibungs- und 
Enteignungsmaßnahmen können in diesen 
Fällen nicht gesondert betrachtet werden, 
sondern stellten einen einheitlichen Vorgang 
dar, der im Ergebnis dazu führte, daß die 
Berechtigten keine neuen Ansprüche gegen 
ein anderes Versicherungsunternehmen erhiel- 
ten. Ein ausreichender Grund für die Über- 
tragung der Versicherungsbestände und der 
Verbindlichkeiten muß dort verneint werden, 
wo ein ausländischer Staat die Bewohner des 
von ihm übernommenen Territoriums nicht 
in seinen Staatsverband aufnahm, sondern sie 
auswies, die Übertragung der Verbindlichkei- 
ten also ausschließlich dem Zweck diente, eine 
Enteignung der Ansprüche durchzuführen, 
die nach internationalem Privatrecht nicht 
möglich war, wenn die Ansprüche sich gegen 
ein Versicherungsunternehmen mit Sitz im 
alten Reichsgebiet richteten. Es kann nicht 
als dem Sinn des § 24 Abs. 6 UG entsprechend 
angesehen werden, auch in solchen Fällen 
die Ansprüche der Berechtigten gegen das 
Versicherungsunternehmen Im Währungs- 
gebiet zum Erlöschen zu bringen. Aber auch 
eine Beschränkung der Geltendmachung der 
Ansprüche als zu einem selbständigen auslän- 
dischen Bestand gehörig erscheint nicht ge- 
rechtfertigt. Tatsächlich gehörten die in Be- 
tracht kommenden Versicherungsverhältnisse 
nicht zu einem solchen, wenn sie in den ein- 
gegliederten Gebieten nach deren Eingliede- 
rung abgeschlossen oder zwar vorher abge- 
schlossen, aber aus dem ausländischen Bestand 
in den inländischen überführt worden waren 
und einen auf Reichsmark lautenden An- 
spruch gegen ein der deutschen Versicherungs- 
aufsicht unterstehendes Versicherungsunter- 
nehmen gewährten. Es mochte zunächst an- 
gebracht sein, auch hinsichtlich dieser Ver- 
sicherungsverträge die Entwicklung der Ver- 
hältnisse In den wieder abgetrennten Gebie- 
ten und insbesondere deren Behandlung in 
einem Friedensvertrag abzuwarten. Nachdem 
jedoch seit der Kapitulation Deutschlands 


neun Jahre vergangen sind und mit den Staa- 
ten der freien Welt fast ausnahmslos Verein- 
barungen getroffen werden konnten, erscheint 
es nicht mehr richtig, diejenigen früheren 
Einwohner dieser Gebiete, die aus den Staa- 
ten des Ostblocks vertrieben worden und In 
das Gebiet der Bundesrepublik übergesiedelt 
sind, an der Geltendmachung dieser An- 
sprüche weiterhin bis zu dem völlig unge- 
wissen Zeitpunkt eines Friedensvertragsab- 
schlusses mit den genannten Staaten zu hin- 
dern. Die Besorgnis, daß spätere Friedens- 
verträge die Bundesrepublik oder den dann 
bestehenden deutschen Staat zu einer Aner- 
kennung der Maßnahmen der ausländischen 
Staaten und damit die Versicherungsunter- 
nehmen unter Umständen zur nochmaligen 
Leistung zwingen könnten, erscheint kaum 
begründet, rechtfertigt es aber jedenfalls 
niAt, von einer dem deutsAen Innerstaat- 
liAen ReAt entspreAenden Lösung noA 
länger abzusehen. 

Dagegen sollen AnsprüAe aus VersIAerungs- 
verhältnlssen, die zu einem ausländlsAen Be- 
stand gehören, grundsätzliA auA weiterhin 
niAt geltend gemaAt werden können. Die 
Befriedigung dieser AnsprüAe hat in erster 
Linie aus den naA den VorsAriften des be- 
treffenden ausländlsAen Staates gestellten 
teAnisAeri Reserven des deutsAen VersiAe- 
rungsunternehmens zu erfolgen, auf die der 
ausländisAe Staat den in BetraAt kommen- 
den VersiAerungsnehmern regelmäßig ein 
bevorzugtes ZugriffsreAt eingeräumt hat. Es 
ersAeint nIAt angängig, die im Zusammen- 
hang mit Kriegsereignissen erfolgte BesAlag- 
nahme dieser Reserven als deutsAes Aus- 
landsvermögen sAleAthin mit der Folge an- 
zuerkennen, daß nunmehr die deutsAen Ver- 
si Ae rungsunternehmen für die Erfüllung der 
VerblndliAkeiten aus den selbständigen aus- 
ländisAen Beständen mit Ihrem grunclsätzlIA 
nur bei fehlender DeAung haftenden Inlands- 
vermögen einzustehen hätten. Der Entwurf 
sieht vielmehr vor, daß die VersiAerungs- 
. unternehmen im GeltungsbereiA des Ge- 
setzes wegen der genannten VerblndliAkeiten 
nur In AnspruA genommen werden können, 
wenn das In zweiseitigen Verträgen gemäß 
Art. 23 des Londoner SAuldenabkommens 
ausdrüAHA bestimmt worden ist, oder das 
BundesaufsiAtsamt für das VersiAerungs- 
und Bausparwesen im Einvernehmen mit dem 
SAuldner der AusgleiAsforderungen, d. h. 
dem Bund oder den Ländern (vgl. § 11 UG 
und § 5 des Rentenaufbesserungsgesetzes) die 
Erfüllung ausdrüAliA gestattet hat. 
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Zu den einzelnen Vorschriften des Gesetz- 
entwurfs ist folgendes zu bemerken; 

Zu § 1 

§ 1 stellt fest, daß Versicherungsunternehmen 
wegen ihrer Verbindlichkeiten aus Lebens- 
und Rentenversicherungen, wenn diese die 
Voraussetzungen des § 13 UG erfüllen, nur 
mit den sich aus §§ 2 bis 5 des Gesetzes erge- 
benden Beschränkungen In Anspruch genom- 
men werden können. 

Zu § 2 

Die Vorschrift regelt die Erfüllung von Ver- 
bindlichkeiten aus Lebens- und Rentenver- 
sicherungen, die am 21. Juni 1948 noch liefen. 
Entsprechend der In § 1 Abs. 1 der Zweiten 
VOLRV getroffenen Regelung kommt es 
hier grundsätzlich auf den Wohnsitz, Aufent- 
halt, Sitz oder Ort der Niederlassung des 
Versicherungsnehmers an. Jedoch geht der 
Entwurf nicht mehr vom Erlöschen einer be- 
stimmten Gruppe der Verbindlichkeiten aus, 
sondern bestimmt positiv, unter welchen 
Umständen die Versicherungsunternehmen 
aus ihren Verbindlichkeiten in Anspruch ge- 
nommen werden können. Voraussetzung 
dafür ist nicht mehr, daß der Versicherungs- 
nehmer bereits am 20. Juni 1948 die In § 2 
Buchstabe a bezelchneten Voraussetzungen 
hinsichtlich Wohnsitz, Aufenthalt, Sitz oder 
Ort der Niederlassung erfüllte; vielmehr ge- 
nügt es, wenn diese Voraussetzungen bis zum 
31. Dezember 1952 Vorlagen. Eine gebiets- 
mäßige Erweiterung des Kreises der Berech- 
tigten tritt aus den bereits erörterten Grün- 
den hinsichtlich des Saargebiets ein, das bisher 
zum sogenannten Ausschlußgebiet im Sinne 
der §§ 1 und 2 der Zweiten VOLRV 
gehörte. 

Von den sich aus der Lockerung der bisheri- 
gen Bestimmungen ergebenden Vorteilen für 
die aus der sowjetischen Besatzungszone und 
den Gebieten östlich der Oder-Nelße-Linie 
nach dem 20. Juni 1948 zugewanderten Per- 
sonen würde ein großer Kreis von Berechtig- 
ten ausgeschlossen bleiben, wenn es auch bei 
Versicherungsfällen, die nach dem 20. Juni 
1948 eingetreten sind, ausschließlich auf die 
Person des Versicherungsnehmers ankommen 
würde. Die Übersiedlung in den Westen 
würde den aus der Versicherung Berechtigten, 
wie z. B. dem Erben des Versicherungsneh- 
mers, dem Bezugsberechtigten oder dem Ab- 
tretungsempfänger, nichts nützen, wenn der 
Versicherungsnehmer bei Eintritt des Ver- 


sicherungsfalles die Voraussetzungen des 
Buchstaben a nicht erfüllte. Satz 2 läßt es 
daher genügen, wenn diese Voraussetzungen 
In der Person des sonst Berechtigten gegeben 
sind. Das soll jedoch, um lediglich zur Erlan- 
gung der Westgläubigerstellung bestimmte 
Vermögensverschiebungen nach Möglichkeit 
auszuschließen, nicht gelten, wenn der sonst 
Berechtigte den Anspruch aus der Versiche- 
rung erst durch eine nach dem 8. Mai 1945 
getroffene Verfügung des Versicherungsneh- 
mers erworben hat. Der Entwurf stellt im 
Hinblick auf die Zweifel, die unter der Herr- 
schaft der Zweiten VOLRV entstanden 
waren, klar, daß insoweit nur Verfügungen 
unter Lebenden In Betracht kommen. Der 
eingesetzte Erbe wird danach nicht anders 
behandelt als der gesetzliche Erbe, der die 
Vorzugsstellung des Satzes 2 stets genießt. 

Auch von nicht im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes, Im Saargebiet oder im Ausland 
ansässigen Personen können die Versiche- 
rungsunternehmen wegen ihrer Verbindlich- 
keiten In Anspruch genommen werden, wenn 
nach dem 8. Mai 1945 Prämien im Geltungs- 
bereich des Gesetzes gezahlt worden sind. 
Voraussetzung ist allerdings, daß der Ver- 
sicherungsvertrag über den 20. Juni 1948 
hinaus fortbestanden hat, also nicht spätestens 
bis zu diesem Tage gekündigt war oder nach 
§ 3 der Versicherungsverordnung als gekün- 
digt gilt. Die Regelung des § 1 Abs. 2 der 
Zweiten VOLRV bleibt insoweit aufrecht- 
erhalten. 

Zu § 3 

Für Versicherungen, bei denen der Versiche- 
rungsfall bereits vor dem 21. Juni 1948 ein- 
getreten war, gilt nach § 3 eine dem § 2 ent- 
sprechende Regelung. Die Geltendmachung 
der Ansprüche Ist in diesen Fällen jedoch 
schon möglich, wenn der Versicherungsneh- 
mer oder der sonst aus der Versicherung 
Berechtigte Wohnsitz, Aufenthalt, Sitz oder 
Ort der Niederlassung entweder bei Eintritt 
des Versicherungsfalles oder am 20. Juni 1948 
in den unter Buchstabe a bezelchneten Ge- 
bieten hatte oder Ihn bis zum 31. Dezember 
1952 dorthin verlegt hat. 

Zu § 4 

Zugunsten von Heimkehrern, Vertriebenen, 
Sowjetzonenflüchtlingen und solchen Per- 
sonen, die im Wege der Familienzusammen- 
führung zu Ihren Ehegatten, Eltern oder 
Kindern ziehen, sollen dem § 5 des Umstel- 
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lungsergänzuiigsgesetzes entsprechende Aus- 
nahmevorschriften gelten. 

Zu § 5 

Die Vorschrift bestimmt, wann die Wohn- 
sitz- und Aufenthaltsvoraussetzungen des § 1 
bei Vorhandensein von ehelichen Güter- 
gemeinschaften, Erbengemeinschaften oder 
sonstigen Gemeinschaften zur gesamten Hand 
als erfüllt gelten. 

Zu § 6 

§ 6 enthält den Kern der Neuregelung inso- 
fern, als er in Absatz 1 das Erlöschen der An- 
sprüche auf den engen Kreis der durch 
§ 24 Abs. 6 UG umschriebenen Fälle be- 
schränkt. 

Absatz 2 schließt die Anwendung des Ab- 
satzes 1 auf die bereits erwähnten Fälle aus, 
in denen die Verbindlichkeiten von Versiche- 
rungsunternehmen im Geltungsbereich des 
Gesetzes zwar formell auf Versicherungs- 
unternehmen außerhalb des Geltungsbereichs 
des Gesetzes übertragen, die Ansprüche der 
Versicherungsnehmer aber im Zusammenhang 
mit Vertreibungsmaßnahmen enteignet wor- 
den sind. 

Zu § 7 

Die Vorschrift hält das durch § 4 der Zweiten 
VOLRV ausgesprochene Verbot der Geltend- 
machung von Ansprüchen aus einem Ver- 
sicherungsverhältnis, das zu einem selbständi- 
gen ausländischen Bestand eines deutschen 
Versicherungsunternehmens im Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes gehört, grundsätzlich 
aufrecht. Die Geltendmachung soll nur mög- 
lich sein, wenn entweder mit dem beteiligten 
Staat Vereinbarungen über diesen Bestand 
gemäß Art. 23 des Londoner Schuldenabkom- 
mens getroffen worden sind oder bei Fehlen 
solcher Vereinbarungen das Bundesaufsichts- 
amt für das Versicherungs- und Bausparwe- 
sen im Einvernehmen mit dem Schuldner der 
Ausgleichsforderungen die Erfüllung gestattet 
hat. Gedacht ist hier an Fälle, In denen Ver- 
einbarungen zwischen den beteiligten Ver- 
sicherungsunternehmen oder Verbänden un- 
mittelbar zustande kommen oder der betref- 
fende Staat zu einer einseitigen gesetzlichen 
Regelung schreitet. 

Zu § 8 

§ 8 Abs. 1 läßt aus den im allgemeinen Teil 
der Begründung schon erwähnten Gründen 


die Geltendmachung der Ansprüche aus be- 
stimmten Versicherungs Verhältnissen als zum 
inländischen Bestand der Versicherungsunter- 
nehmen gehörig zu, die in den eingeglieder- 
ten Gebieten begründet worden sind. Voraus- 
setzung ist, daß die Verträge entweder nach 
der Eingliederung geschlossen wurden und 
auf Reichsmark lautende Ansprüche gegen ein 
der deutschen Versicherungsaufsicht unter- 
stehendes Versicherungsunternehmen ge- 
währten, d. h. also von Anfang an zum 
inländischen Bestand gehörten, oder daß sie 
zwar vor der Eingliederung geschlossen, spä- 
ter aber aus dem ausländischen Bestand, dem 
sie zunächst angehörten, in den inländischen 
Bestand übernommen wurden. Dabei wird 
es nicht darauf ankommen, ob die Über- 
nahme in den inländischen Bestand, insbeson- 
dere die Umstellung auf Reichsmark, aus- 
drücklich durch Nachtrag zum Versicherungs- 
schein dokumentiert worden Ist. Es genügt 
vielmehr, daß die Verträge zu denjenigen 
Teilen eines ausrändischen Bestandes gehör- 
ten, die auf Anordnung des Relchsaufslchts- 
amts für die Privatversicherung auszugliedern 
und mit den dazugehörigen Deckungswerten 
in den inländischen Bestand zu überführen 
waren, auch wenn aus organisatorischen oder 
verwaltungstechnischen Gründen innerhalb 
dieses Bestandes zunächst noch eine Sonderung 
aufrechterhalten blieb. 

Absatz 1 soll keine Anwendung finden, wenn 
der Berechtigte Wohnung, Aufenthalt, Sitz 
oder Ort der Niederlassung außerhalb des 
Geltungsbereichs dieses Gesetzes behalten hat. 
Der Berechtigte kann In diesem Fall auf die 
Regelung der in Betracht kommenden Ver- 
sicherungsverhältnisse verwiesen werden, die 
der ausländische Staat für diese getroffen hat. 
Damit scheidet für die Anwendung des Ab- 
satzes 1 insbesondere die große Masse der von 
deutschen Versicherungsunternehmen In 
Österreich abgeschlossenen Verträge aus, da 
es dort zu Vertreibungsmaßnahmen wie in 
den Ostblockstaaten niAt gekommen ist. In- 
soweit bleibt es danach auch hier bei der Vor- 
schrift des § 7. 

Absatz 2 betrifft Verbindlichkeiten aus Ver- 
sicherungsverhältnissen, die von der Nieder- 
lassung eines ausländischen Versicherungs- 
unternehmens In den eingegliederten Gebie- 
ten begründet worden sind. Soweit das nach 
der Eingliederung geschehen ist, gehörte das 
Versicherungsverhältnis von Beginn an zum 
deutschen Bestand des betreffenden Versiche- 
rungsunternehmens. Die Geltendmachung der 
Ansprüche gegen eine Niederlassung des Un- 
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ternehmens im Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes soll daher in gleichem Rahmen zulässig 
sein wie nach Absatz 1 Buchstabe a die Gel- 
tendmachung von Ansprüdhen gegen deutsche 
Versicherungsunternehmen. Dagegen erscheint 
die Inanspruchnahme einer solchen Nieder- 
lassung nicht gerechtfertigt, wenn das Ver- 
sicherungsverhältnis vor der Eingliederung 
von einer außerhalb des alten Reidisgebiets 
befindlichen Niederlassung aus begründet 
worden ist, die erst mit der Eingliederung 
zur deutschen Niederlassung wurde, da diese 
V ersicherungsverhältnisse ursprünglich zum 
Bestand eines ausländischen Versicherungs- 
unternehmens in einem dritten Staat gehör- 
ten und mit der Wiederabspaltung der ein- 
gegliederten Gebiete dieser Zustand wieder- 
hergestellt worden ist. Eine Inanspruchnahme 
der im Geltungsbereich des Gesetzes befind- 
lichen Niederlassungen ausländischer Ver- 
sicherungsunternehmen wegen dieser Ver- 
bindlichkeiten wird daher durch Absatz 2 
ausgeschlossen. 

Absatz 3 bestimmt, daß die Wirkungen des 
§ 3 der Versicherungsverordnung, nach dem 
das Versicherungsverhältnis bei Nichtzahlung 
fälliger Folgeprämien vom 20. Juni 1948 an 
als gekündigt gilt, für die in Absatz 2 be- 
zeichneten Versicherungsverhältnisse ohne 
Rücksicht darauf eintreten, ob an diesem 
Tage Folgeprämien rückständig waren. Die 
Vorschrift erweist sich als notwendig, weil 
infolge des von den Verslcherungsaufsidhts- 
behörden angeordneten Rühens dieser Ver- 
träge auch keine Prämien fällig wurden und 
daher ohne besondere Bestimmung die Ver- 
sicherungen nicht gemäß § 3 Abs. 1 In Ver- 
bindung mit § 3 Abs. 4 der Versicherungs- 
verordnung in prämienfreie Versicherungen 
umgewandelt worden wären. Damit würden 
in der überwiegenden Zahl aller in Betracht 
kommenden Fälle die Berechtigten aus diesen 
Versldherungsverträgen besser gestellt sein als 
die große Masse der aus der sowjetischen Be- 
satzungszone und aus den Gebieten östlldh 
der Oder-Neiße-Linie zugewanderten Ver- 
sicherungsnehmer, da auch diese in der Regel 
von der theoretisch bestehenden Möglichkeit 
der Weiterzahlung der Versicherungsprämien 
in den wenigsten Fällen Gebrauch machen 
konnten. Eine derartige unterschiedliche Be- 
handlung erscheint nicht geredhtfertigt. Um 
die in § 3 Abs. 5 der Versicherungsverord- 
nung für Fleimkehrer vorgesehene Vergünsti- 
gung, binnen sechs Monaten nach der Rüde- 
kehr die Wiederinkraftsetzung der nadi § 3 
Abs. 1 der Versicherungsverordnung als ge- 


kündigt geltenden Verträge verlangen zu 
können, nicht für die Versicherungsnehmer 
der in Absatz 1 bezeichneten Verträge gegen- 
standslos zu machen, läßt der Entwurf einen 
entsprechenden Antrag noch bis zum Ablauf 
von sechs Monaten nach Inkrafttreten des 
Gesetzes zu. 

Zu§ 9 

§ 9 entspricht § 5 der Zweiten VOLRV. Eine 
unmittelbare Anwendung der §§ 2 bis 8 auf 
Gruppenversicherungsverträge ist angesichts 
der Vielgestaltigkeit dieser Verträge nicht 
möglich. Es wird daher in jedem Einzelfall 
notwendig sein, unter Abwägung der gege- 
benen Interessenlage, Insbesondere des mit 
dem Gruppenversldierungsvertrag verfolgten 
wirtschaftlidien Zwecks, zu prüfen, zu wel- 
dhem Ergebnis eine sinngemäße Anwendung 
der genannten Vorschriften führt. 

Zu § 10 

Durch Absatz 1 Satz 1 wird festgestellt, daß 
die Anwendung des Gesetzes zu einer Berich- 
tigung der Umstelliingsrechnung der Ver- 
sicherungsunternehmen berechtigt und ver- 
pflidhtet. Satz 2 sdhrelbt jedoch in Ab- 
weichung von § 11 Abs. 2 Satz 3 der 
Dreiundzwanzigsten DVO/UG vor, daß die 
Zinsen auf diejenigen Ausgleichsforderungen, 
die den neu in die Umstellungsrechnung ein- 
zustellenden Verbindlichkeiten entsprechen, 
erst am 1. April 1955 fällig werden. Damit 
entfällt eine Verzinsung dieser Zinsbeträge 
nach § 5 Abs. 2 der Vierundzwanzigsten 
DVO/UG. 

Bei der Bearbeitung der Versicherungen, die 
erst auf Grund dieses Gesetzes in die Um- 
stellungsredinung einzustellen sind, werden 
den Versicherungsunternehmen erhebliche 
Kosten entstehen. Es erscheint daher gerecht- 
fertigt, Ihnen eine Rückstellung auch für 
diese Umstellungskosten zuzugestehen, um 
die Überschüsse der Unternehmen, die zum 
größten Teil den VersicJierungsnehmern als 
Beitragsrückgewähr zufließen, nicht zu deren 
Lasten zu vermindern. Allerdings soll die 
Höhe der Sonderrückstellung begrenzt blei- 
ben auf die In § 1 Abs. 1 der Fünfundvier- 
zigsten DVO/UG genannten Pauschalsätze, so 
daß die Prüfungskosten nach § 1 Abs. 3 dieser 
DurcJiführungsverordnung keine Berücksich- 
tigung finden. Das gilt sowohl für Versiche- 
rungsunternehmen, deren Umstellungsrech- 
nung bereits bestätigt worden Ist, wie für 
solche, bei denen das noch nicht der Fall ist. 
§ 4 Abs. 3 der Fünfundvierzigsten DVO/UG, 
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der die Berichtigung einer Im Rahmen einer 
Umstellungsrechnung oder gesondert bestä- 
tigten Rückstellung für Umstellungskosten 
ausschließt, wird für nicht anwendbar erklärt, 
um die Unternehmen, deren Umstellungs- 
rechnung bereits bestätigt worden Ist, nicht 
gegenüber den anderen Unternehmen zu be- 
nachteiligen. Der Beginn für die Verzinsung 
der nach § 2 der Fünfundvierzigsten DVO/UG 
zu gewährenden Sonderausgleichsforderungen 
wird auf den 1. April 1955 festgesetzt, da 
eine Verzinsung für die rückliegende Zeit im 
Hinblick darauf, daß die Versicherungsunter- 
nehmen Leistungen erst nach diesem Zeit- 
punkt zu erbringen haben werden, nicht ge- 
rechtfertigt wäre. 

Zu § 11 

§11 ordnet die Anwendung des Rentenauf- 
besserungsgesetzes erst mit Wirkung vom 
1. April 1955 an. Es erscheint richtig, hier, 
ebenso wie im Rentenaufbesserungsgesetz 
selbst, die erhöhten Rentenleistungen nicht 
rückwirkend sondern nur für die Zukunft zu 
gewähren. Aus dieser Regelung ergibt sich, 
daß die den Versicherungsunternehmen zuzu- 
teilenden Rentenausgleichsforderungen ent- 
gegen § 5 Abs. 1 des Rentenaufbesserungs- 
gesetzes erst als am 1. April 1955 ^entstanden 
gelten können. 

Zu § 12 

Die Vorschrift bringt Bestimmungen über die 
Verjährung und gerichtliche Geltendmadiung 
von Ansprüchen, die nach den bisherigen 
Vorschriften als erloschen galten oder nicht 
geltend gemacht werden konnten. 

Waren die Ansprüche am 21. Juni 1948 noch 
nicht verjährt, so soll ihre Verjährungsfrist 
frühestens ein Jahr nach Inkrafttreten dieses 
Gesetzes ablaufen, um den Berechtigten noch 
ausreichende Gelegenheit zu geben, ihre An- 
sprüche vorher gerichtlich geltend zu machen. 
Um die Geltendmachung der Ansprüche von 
Heimkehrern, Vertriebenen, Sowjetzonen- 
flüchtlingen und ihnen gleldigestellten Per- 
sonen (§ 4), die ihren Wohnsitz oder Aufent- 
halt im Geltungsbereich des Gesetzes erst 
nach dessen Inkrafttreten begründen, nicht 
unter Umständen unmöglich zu machen, sieht 
der Entwurf vor, daß in diesen Fällen die 
Verjährung nicht vor Ablauf von sechs Mo- 
naten nach der Begründung des Wohnsitzes 
oder Aufenthalts im Geltungsbereich des Ge- 
setzes eintritt. 


Zu § 13 

Die Rechtskraft bereits ergangener abweisen- 
der Urteile soll nach Absatz 1 der Geltend- 
machung der Ansprüche nicht entgegenstehen, 
wenn die Klage abgewiesen worden ist, weil 
der Anspruch nach den bisher geltenden Vor- 
schriften der Zweiten VOLRV als erloschen 
alt oder nicht geltend gemacht werden 
onnte. Entsprechendes soll gelten, wenn 
wegen Streit oder Ungewißheit in dieser Hin- 
sicht ein Vergleich zuungunsten des Versiche- 
rungsnehmers abgeschlossen worden ist. 

Absatz 2 regelt die Kostenverteilung bei an- 
hängigen Rechtsstreitigkeiten, die sich Infolge 
des Inkrafttretens dieses Gesetzes erledigen. 

Zu § 14 

§ 14 bestimmt im Interesse der Versicherungs- 
unternehmen, die Vorarbeiten zur Durchfüh- 
rung des Gesetzes leisten müssen, daß An- 
sprüche, die bisher als erloschen galten oder 
nicht geltend gemacht werden konnten, nicht 
vor Ablauf von sechs Monaten nach Inkraft- 
treten des Gesetzes fällig werden. Mit dieser 
Regelung wird gleichzeitig klargestellt, daß 
die Berechtigten bis zu diesem Zeitpunkt auf 
keinen Fall Zinsen beanspruchen können. So- 
weit die Fälligkeit der Ansprüche nach § 11 
VVG oder auf Grund der allgemeinen Ver- 
sicherungsbedingungen erst später eintritt, 
wird durch die Vorschrift nichts daran ge- 
ändert. 

Zu § 15 

§ 9 der Ersten VOLRV als Vorläufer der 
Zweiten VOLRV und diese selbst werden mit 
Wirkung von ihrem Inkrafttreten an auf- 
gehoben, um damit zum Ausdruck zu brin- 
gen, daß die Verbindlichkeiten aus Lebens- 
und Rentenversicherungsverträgen so zu be- 
handeln sind, als ob die Vorsdiriften dieses 
Gesetzes vom Stichtag der Währungsreform 
an gegolten hätten. 

Zu § 16 

§ 16 enthält die Berlin-Klausel. Diese trägt 
den im Lande Berlin geltenden umstellungs- 
rechtlichen Besonderheiten Rechnung. Da der 
das Erlöschen bestimmter Verbindlichkeiten 
aus Versicherungsverträgen anordnende Ar- 
tikel 15 der Durchführungsbestimmung Nr. 3 
zur Vierten Verordnung zur Umstellung des 
Geldwesens (Umstellungsergänzungsverord- 
nung) vom 20. Januar 1950 Besatzungsrecht 
Ist, bedarf es einer Änderung durch die Be- 
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Satzungsmächte, bevor das Gesetz in Berlin 
in Kraft treten kann. Das gleiche gilt für die 
Durchführungsbestimmung Nr. 10 zur Ber- 
liner Umstellungsergänzungsverordnung, in 
der die Frage der Umstellungskosten geregelt 
ist. Mit Rücksicht darauf, daß die erforder- 
lidien Verhandlungen möglicherweise nicht 
innerhalb der Monatsfrist des § 13 Abs. 1 des 
Dritten Überleitungsgesetzes zum Abschluß 
gebracht werden können, sieht § 16 vor, daß 
die Frist im vorliegenden Falle nicht eingehal- 
ten zu werden braucht. In sachlicher Hinsicht 
sollen an die Stelle der im Entwurf angeführ- 
ten bundesrechtlichen Vorschriften die ent- 
sprechenden Berliner Vorschriften treten. So- 


weit in Berlin bisher bereits eine Inanspruch- 
nahme von Versicherungsunternehmen in 
weiterem Umfange zulässig war, als der Ent- 
wurf es vorsieht, bleibt es dabei, da das Ge- 
setz lediglich eine Besserstellung der Versiche- 
rungsnehmer gegenüber dem bisherigen Zu- 
stand bezweckt. 

Zu § 17 

§ 17 ordnet an, daß das Gesetz sofort am 
Tage nach seiner Verkündung in Kraft tritt, 
um den Versicherungsunternehmen die Mög- 
lichkeit zu geben, schon vor Ablauf der in 
§ 14 bestimmten Frist Verbindlichkeiten zu 
erfüllen, die keiner näheren Prüf ung bedürfen. 
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Anlage 2 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 17. Dezember 1954 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Mit Bezug auf das Schreiben vom 26. November 1954 — 4 — 41103 
— 2400/54 — beehre ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in 
seiner 134. Sitzung am 17. Dezember 1954 gemäß Artikel 76 Abs. 2 
des Grundgesetzes beschlossen hat, den 

Entwurf eines Gesetzes zur Regelung von An- 
sprüchen aus Lebens- und Rentenversicherungen 

mit folgender Begründung abzulehnen: 

Die Vorlage geht zu Unrecht davon aus, daß es sich bei den zu 
regelnden Fällen um eine Ergänzung der Währungsgesetzgebung 
bandelt. Tatsächlich sollen Härten, -die durch die Währungsreform 
entstanden sind, ausgeglichen werden. Solche Härtefälle sind der 
bisherigen Praxis entsprechend nach Art. 120 GG zu regeln. Auf 
die folgende Gesetze wird hingewiesen: 

1. Gesetz über die Angelegenheiten der Vertriebenen und Flücht- 
linge vom 19. Mai 1953 (BGBl. I S. 201) 

2. Gesetz über einen Währungsausgleich für Sparguthaben Vertrie- 
bener vom 27. März 1952 (BGBl. I S. 213) 

3. Umstellungsergänzungsgesetz vom 21. September 1953 (BGBl. I 
S. 1439) 

Mit der Zustimmung des Bundesrates zu 'dem Gesetzentwurf im 
2. Durchgang kann nur gerechnet werden, wenn der Entwurf den 
oben dargelegten Grundsätzen entsprechend gefaßt wird. 

Der Bundesrat ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner Zustimmung 
bedarf. 

Altmeier 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu der Ablehnung des Bundesrates 


Die Bundesregierung vermag der Ansicht des 
Bundesrates, daß der vorliegende Gesetzent- 
wurf nur den Ausgleich von Härten der 
Währungsreform zum Gegenstand habe und 
die bei seiner Durchführung entstehenden 
Lasten daher gemäß Art. 120 GG ausschließ- 
lich vom Bund zu tragen seien, nicht zu 
folgen. 

Der Entwurf soll an die Stelle der Zweiten 
Verordnung über die Lebens- und Renten- 
versicherung aus Anlaß der Neuordnung des 
Geldwesens vom 27. Juli 1948 (Zweite 
VOLRV) treten. Diese Verordnung, die von 
den Versicherungsaufsichtsbehörden auf 
Grund der Ermächtigung in § 8 Abs. 4 der 
Dritten Durchführungsverordnung zum Um- 
stellungsgesetz (Versidierungsverordnung) er- 
lassen worden ist, soll in ihrer Gesamtheit 
aufgehoben werden. Sie hatte u. a. bestimmt, 
daß grundsätzlich die Verbindlichkeiten aus 
Versicherungs Verhältnissen solcher Versiche- 
rungsnehmer als erloschen gelten, die ihren 
Wohnsitz am 20. Juni 1948 in einem Gebiet 
von Deutschland nach dem Stande vom 
31. Dezember 1937 außerhalb des Währungs- 
gebiets hatten. Damit regelte die Verordnung 
einen Kreis von Versicherungsverbindlichkei- 
ten, der durch das Umstellungsgesetz selbst 
nicht geregelt worden war. § 24 Abs. 6 des 
Umstellungsgesetzes ordnet nur an, daß die 
auf Versicherungsunternehmen außerhalb des 
Währungsgebiets übertragenen Verbindlich- 
keiten aus Versicherungs Verhältnissen er- 
löschen. Verbindlichkeiten aus Lebens- und 
Rentenversicherungen der Einwohner der 
sowjetischen Besatzungszone wurden durch 
die In dieser Zone erlassenen Bestimmungen 
aber nicht generell auf die dort neu gegrün- 
deten Monopolanstalten übertragen; die 
Übertragung setzte vielmehr voraus, daß der 
einzelne Versicherungsnehmer gemäß Befehl 
Nr. 247 der SMA einen Antrag auf Anschluß- 
versicherung stellte. Wenn die Zweite 
VOLRV gleichwohl auch diese Versicherungs- 


verbindlichkelten ohne Rücksicht darauf, ob 
ein solcher Antrag gestellt worden war oder 
nicht, im Währungsgebiet als erloschen gdten 
ließ, so sollte darin nicht eine endgültige Be- 
freiung der Versicherungsunternehmen im 
Währungsgebiet von ihren Verbindlichkeiten 
erblickt werden. Die Versicherungsunterneh- 
men blieben Schuldner der In Betracht kom- 
menden Verbindlichkeiten, auf deren Bestand 
auch die Teilenteignung des Vermögens 
dieser Unternehmen in der sowjetischen Be- 
satzungszone keinen Einfluß hatte. Für Ver- 
sidierungsunternehmen gilt insoweit kein 
anderes Recht als für sonstige im Währungs- 
gebiet ansässige Schuldner ostzonaler Gläubi- 
ger. Auf dieser Anschauung beruhte auch die 
Regelung, die in Ziffer 54 Satz 3 der von den 
westlichen Kommandanten erlassenen Ber- 
liner Umstellungsverordnung vom 4. ^ Juli 
1948 getroffen wurde. Danach konnte jeder 
VersIAerungsnehmer die ihm nach den Um- 
stellungsvorschriften zustehenden Versiche- 
rungsleistungen erhalten, sobald er seinen 
Wohnsitz nach West-Berlin verlegte. Die 
eben erwähnte Vorschrift wurde zwar durch 
Art. 15 der Berliner Durchführungsbestim- 
mung Nr. 3 zur Umstellungsergänzungsver- 
ordnung vom 20. Januar 1950 der durch die 
Zweite VOLRV geschaffenen Rechtslage an- 
gepaßt, jedoch geschah das nicht, um im völ- 
ligen Gegensatz zu der bis dahin bestehenden 
Regelung die Ansprüche erst nach dem Wäh- 
rungsstlditag zugezogener Versicherungsneh- 
mer endgültig abzuschneiden, sondern ledig- 
lich, um den für die Geltendmachung der An- 
sprüche in der Zweiten VOLRV vorgesehenen 
Stichtag, der dem Berliner Recht unbekannt 
war, auch im Lande Berlin einzuführen. 
Wenn die versicherungsvertraglichen An- 
sprücJie der in der sowjetischen Besatzungs- 
zone wohnenden Versicherungsnehmer gegen 
Versicherung'sunternehmen Im Währungs- 
gebiet endgültig hätten vernichtet werden 
sollen, so wäre das einer Enteignung glelch- 
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gekommen, die Im Umstellungsgesetz und in 
der Umstellungsverordnung selbst keine 
Grundlage hatte. Es kann daher nicht ange- 
nommen werden, daß die Zweite VOLRV 
und die genannte Berliner Durchführungsbe- 
stimmung, die lediglich der Durchführung 
der Währungsgesetze dienen sollten, einen so 
weitgehenden Eingriff in die Rechte der Ver- 
sicherungsnehmer beabsichtigten. 

Die Regelung der Zweiten VOLRV fand ihre 
Berechtigung und Begründung vielmehr aus- 
schlleßlidi in der Notwendigkeit, den Wie- 
deraufbau der Währung und der Versiche- 
rungswirtschaft nicht zu erschweren. Eine 
solche Erschwerung wäre aber zu befürchten 
gewesen, wenn sofort Versicherungsansprüche 
in zu großem und nicht nachprüfbarem Um- 
fang hätten geltend gemacht werden können. 
Deshalb kann die von der Zweiten VOLRV 
getroffene Anordnung, daß die Verbindlich- 
keiten gegenüber Sowjetzonenbewohnern als 
erloschen gelten, nur dahin verstanden wer- 
den, daß die Versicherungsunternehmen im 
Rahmen der Dreiundzwanzigsten Durchfüh- 
rungsverordnung zum U ms tdlungsg es etz 
Schuldner geblieben sind und daß es lediglich 
eine Frage der Zeit war, wann die Geltend- 
machung der in Betracht kommenden An- 
sprüche wieder zugelassen werden konnte. 
In dieser Weise wird che Vorschrift insbe- 
sondere auch von der Versicherungswirtschaft 
selbst verstanden. Es sei darauf hingewiesen, 
daß das Problem der Bedienung der Orts- 
versicherungen durch die westdeutschen Ver- 
sicherungsunternehmen nicht erst mit der 
Währungsreform entstanden ist, sondern 
bereits vorher zu den sog. Ruhensanordnun- 
gen der Versicherungsauf Sichtsbehörden ge- 
führt hatte. Auch diese Anordnungen gingen 
nicht von einem Erlöschen der Ostzonenver- 
sicherungen aus, sondern bezweckten ledig- 
lich, die Geltendmachung der Ansprüche aus 
den Versicherungen vorläufig zu verhindern. 
Der in der Zweiten VOLRV enthaltenen 
Regelung kann nach allem nur die Bedeutung 
'beigemessen werden, daß durch sie den 
Ruhensanordnungen eine gesetzliche Grund- 
lage gegeben wurde. 

Wenn der Entwurf die Wiederinanspruch- 
nahme der Versicherungsunternehmen In dem 
zur Zeit möglichen und durch die welter- 
bestehende Zonentrennung gebotenen Um- 
fange vorsieht, so steht dabei nicht der Zweck 
Im Vordergrund, Härten der Umstellungs- 
gesetzgebung durch soziale Hilfsmaßnahmen 
auszugleichen. Vielmehr wird eine von An- 
fang an als zeitlich begrenzt gedachte Maß- 


nahme nunmehr insoweit aufgehoben, als die 
Entwicklung seit 1948 das zuläßt. Werden 
aber keine neuen Verbindlichkeiten — wie 
etwa beim Rentenaufbesserungsgesetz — ge- 
schaffen, sondern nur Beschränkungen in der 
Geltendmachung bereits bestehender Ver- 
bindlichkeiten gelockert, so Ist diese Maß- 
nahme als Teil der umstellungsrechtlichen Ge- 
samtregelung anzusehen. Das hat zur Folge, 
daß die Umstellungsrechnung der Versiche- 
rungsunternehmen auf den 20. Juni 1948 
berichtigt werden muß und daß sich ent- 
sprechende Erhöhungen der Ausgleichsfor- 
derungen, auch zu Lasten der Länder, 
ergeben. 

Ein Vergleich des Entwurfs mit dem Ge- 
setz über die Angelegenheiten der Vertriebe- 
nen und Flüchtlinge ist nicht möglich. Dieses 
Gesetz regelt nur die allgemeine Rechtsstel- 
lung der Vertriebenen und Flüchtlinge, ihre 
Wiedereingliederung in die Wirtschaft der 
Bundesrepublik und die Behandlung ihrer 
Schulden, läßt aber bestehende Rechte unbe- 
rührt. Aus dem Umstellungsergänzungsgesetz 
können Bedenken gegen die Konzeption der 
Gesetzesvorlage ebenfalls nicht hergeleitet 
werden. In diesem Gesetz wurden ausschließ- 
lich Verpflichtungen der Berliner Banken be- 
handelt. Da die Belastung des Landes Berlin 
mit Ausgleichsforderungen im Endergebnis 
auf den Bund zurückgefallen wäre, wurden 
die Ausgleichsforderungen lediglich aus 
Zweckmäßigkeitsgründen sofort zu Lasten 
des Bundes begründet. Auch das Gesetz über 
einen Währungsausglelch für Sparguthaben 
Vertriebener kann zum Vergleich nicht her- 
angezogen werden. Seine Regelung erstreckt 
sich überhaupt nicht auf Ansprüche von Ein- 
wohnern der sowjetischen Besatzungszone, 
sondern gewährt lediglich eine Abgeltung von 
Verlusten Vertriebener aus Reichsmarkeinla- 
gen bei Niederlassungen der Geldinstitute in 
den deutschen Gebieten östlich der Oder- 
Nelße-LInie und in den Gebieten außerhalb 
der Grenzen des Deutschen Reichs nach dem 
Stande vom 31. Dezember 1937. Außerdem 
aber betrifft das Gesetz Ansprüche gegen 
Geldinstitute, die in der Umstellungsgesetz- 
gebung grundsätzlich anders behandelt wor- 
den sind als Ansprüche gegen Versicherungs- 
unternehmen. 

Die Eigenschaft der Gesetzesvorlage als Teil 
der gesamten Währungsgesetzgebung ergibt 
sich auch eindeutig aus § 8 des Entwurfs. Die- 
ser betrifft die Ansprüdie aus Versicherungs- 
verträgen, die von deutschen Versicherungs- 
unternehmen in den ehemals eingegliederten 
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Gebieten abgeschlossen worden sind. Diese 
Ansprüche wurden von den Aufsichtsbehör- 
den zunächst als zum Auslandsbestand der 
deutschen Versicherungsunternehmen gehörig 
betrachtet. Sie konnten infolgedessen auf 
Grund des § 4 der Zweiten VOLRV bis auf 
weiteres nldit geltend gemacht werden. Der 
Entwurf beendet hier also nur eine vorläufige 
Maßnahme für gewisse Ansprüche und muß 
daher die in der Zweiten VOLRV noch offen- 
gelassene endgültige Regelung notwendig als 
Ergänzung der Umsteilungsvorschriften tref- 
fen. Ebenso wie den Sowjetzonenflüchtlingen 
waren den Vertriebenen ihre Rechtsansprüche 
durch die Währungsreform nicht genommen 
worden. Die Erfüllung dieser Ansprüche muß 
nunmehr, nachdem die politische Notwendig- 


keit für die ihre Geltendmachung einstweilen 
ausschließende Regelung weggefallen ist, ge- 
regelt werden. 

Es Ist danach nicht richtig, daß durch den Ge- 
setzentwurf lediglich Härten ausgeglichen 
werden sollen, die durch die Währungsgesetz- 
gebung entstanden sind. Daß mit der Mög- 
lichkeit, gewisse Ansprüche aus Versicherungs- 
verträgen wieder geltend zu machen, auch 
eine Reihe von Härten beseitigt wird, ist eine 
Folge der Neuregelung, aber nicht ihr unmit- 
telbarer Zweck. Die erhöhten Ausgleichsfor- 
derungen, mit denen die Länder automatisch 
belastet werden, sind ein Teil der In § 24 des 
Umstellungsgesetzes vorgesehenen Belastung, 
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